Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4042 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Dittrich, Draeger, Seibert 
und Genossen und der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 
5. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 101), geändert 
durch das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur 
Neuordnung der Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen vom 2. März 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 142), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 2 erhält folgenden Absatz 1 a: 

„(1 a) Sofern die Pensionskasse nach dem 
1. Juli 1969 Leistungen aus Versorgungsverhält- 
nissen zu erbringen hat, die 

a) vor dem 1. Januar 1957 begründet und 

b) dem Bayerischen Versorgungsver- 
band oder der Ruhegehalts- und Zu- 
satzversorgungskasse des Saarlandes, 
Abteilung Ruhegehalt, gemeldet wor- 
den sind und 

c) die Pensionskasse mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen 
übernommen hat. 


erhält die Pensionskasse insoweit laufende Zu- 
schüsse, als die Leistungen aus Erstattungsbe- 
trägen der Betriebe sowie aus Beiträgen und son- 
stigen Einnahmen aus den dadurch mit ihr be- 
gründeten Versicherungsverhältnissen nicht 
sichergestellt werden können. Die Zuschüsse, die 
auf den vom Bayerischen Versorgungsverband 
abgetretenen Bestand entfallen, werden zur Hälfte 
vom Freistaat Bayern, die Zuschüsse, die auf den 
von der Ruhegehalts- und Zusatzversorgungs- 
kasse des Saarlandes, Abteilung Ruhegehalt, ab- 
getretenen Bestand entfallen, werden zur Hälfte 
vom Saarland getragen. Die andere Hälfte der 
laufenden Zuschüsse trägt der Bund." 


2. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Die Pensionskasse hat ihre Satzung den 
Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. Dabei 
sind die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pensions- 
kasse begründeten Versicherungsverhältnisse 
sowie die gemäß § 2 Abs. 1 a übernommenen 
Versicherungsverhältnisse jeweils als besonderer 
Versicherungsbestand zu führen und jeweils ge- 
sondert in den Satzungsbestimmungen zu berück- 
sichtigen. Bis dahin kann der Bundesminister der 
Finanzen für solche Mitglieder der Pensionskasse, 
die unter § 4 Abs. 1 oder § 5 fallen, Beiträge und 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerel, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/4042 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Leistungen abweichend von der bisherigen 
Satzung festsetzen. 

(2) Werden die beamtenrechtlichen Versor- 
gungsbezüge der Versorgungsempfänger des 
Bundes geändert, so hat die Pensionskasse ihre 
laufenden Versorgungsleistungen aus Versiche- 
rungsverhältnissen, die vor dem 1. Juli 1948 bei 
der Pensionskasse begründet worden sind, neu 
zu regeln. Sofern den laufenden Versorgungs- 
leistungen Grundgehälter einer bestimmten Be- 
soldungsgruppe nicht zugrunde liegen, müssen 
sich die Änderungen im Rahmen der Erhöhungen 
oder Verminderungen der Versorgungsbezüge 
derjenigen Versorgungsempfänger des Bundes 
halten, deren Bezügen ein Grundgehalt nicht zu- 
grunde liegt. 

(3) Werden die beamtenrechtlichen Versor- 
gungsbezüge der Versorgungsempfänger des 
Freistaates Bayern bzw. des Saarlandes geändert, 
so hat die Pensionskasse die Versorgungsleistun- 
gen aus den mit ihr gemäß § 2 Abs. 1 a begrün- 
deten Versicherungsverhältnissen jeweils ent- 
sprechend neu zu regeln. 

(4) Ändert sich der allgemeine Beitragssatz in 
der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten, so hat die Pensionskasse den 
Gesamtbeitragssatz für die vor dem 1. Juli 1948 
mit ihr begründeten Versicherungsverhältnisse 
jeweils entsprechend zu ändern. Dasselbe gilt be- 
züglich des Gesamtbeitragssatzes für die Ver- 
sicherungsbestände, die die Pensionskasse mit 
Wirkung vom 1. Juli 1969 vom Bayerischen Ver- 
sorgungsverband und der Ruhegehalts- und Zu- 

^satzversorgungskasse des Saarlandes, Abteilung 
Ruhegehalt, übernommen hat. Die hiernach vor- 
zunehmenden Erhöhungen oder Verminderungen 
des Gesamtbeitragssatzes entfallen je zur Hälfte 
auf den Mitgliedsbeitrag und den Verwaltungs- 
beitrag. 

(5) Für die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pen- 
sionskasse begründeten Versicherungsverhält- 
nisse sind die Beitragserhöhungen in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten zum 1. Januar 1968 und zum 1. Januar 
1969 von der Pensionskasse vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes an zu berücksichtigen." 


3. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Die Pensionskasse hat die für die Haus- 
haltsführung des Bundes maßgebenden Vorschrif- 
ten und Richtlinien sinngemäß anzuwenden. 

(2) Auf die Arbeitsverhältnisse der Arbeitneh- 
mer der Pensionskasse sind das Tarifrecht des 
Bundes und die sonstigen für die Arbeitnehmer 
des Bundes geltenden Regelungen entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Abweichungen von Absatz 1 oder Absatz 2 
bedürfen der Genehmigung des Bundesministers 
der Finanzen. 

(4) Die Pensionskasse unterliegt für die Dauer 
der Gewährung von Bundeszuschüssen dem Prü- 
fungsrecht des Bundesrechnungshofes." 


Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen in der Fassung, die sich aus den Änderungen 
und Ergänzungen in Artikel 1 dieses Gesetzes sowie 
aus dem Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur 
Neuordnung der Pensionskasse Deutscher Eisenbah- 
nen und Straßenbahnen vom 2. März 1961 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 142) ergibt, bekanntzumachen und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen 
sowie die Paragraphenfolge zu ändern. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 


Bonn, den 26. März 1969 
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